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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung 
deutsch-österreichischer Staatsangehörigkeits- 
fragen 

nebst Begründung und einem Auszug aus dem (vor der Verkün- 
dung stehenden) „Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit“ (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 135. Sitzung am 21. Januar 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus der 
Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzuschlagen. Im übrigen erhebt 
der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Dnidj: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bereinigung deutsch-österreichischer Staatsangehörigkeitsfragen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Das Reichsgesetz über die Wiedervereini- 
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237) 
ist gegenstandslos geworden. Die hierdurch 
auf dem Gebiete der Staatsangehörigkeit ent- 
standenen Rechtsfragen werden wie folgt ge- 
regelt: 

§ 1 

Die Verordnungen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit im Lande Österreich vom 
3. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 790) und 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1072) 
werden mit Wirkung vom 27. April 1945 
aufgehoben. Wer nach Maßgabe der §§1,3 
und 4 der Verordnung vom 3. Juli 1938 
oder nach Maßgabe des Artikels 1 der Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1939 die deutsche 
Staatsangehörigkeit am 27. April 1945 beses- 
sen hat, hat sie mit Ablauf dieses Tages ver- 
loren. 

§ 2 

(1) Entsprach der Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit dem Willen eines Betrof- 
fenen nicht, so steht ihm das Recht zu, sie 
mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt ihres 
Verlustes durch bloße Erklärung wiederzu- 
erwerben, wenn er seinen dauernden Aufent- 
halt seit dem 27. April 1945 im Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutschland) hat. 

(2) Das Recht auf rückwirkenden Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch bloße 
Erklärung haben auch 


1. Frauen, die nach dem 27. April 1945, je- 
doch vor Ablauf des 31. März 1953 einen 
Mann geheiratet haben, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 wiedererwirbt, auch wenn die Ehe 
nicht mehr besteht, 

2. nach dem 27. April 1945 ehelich eeborene 
oder legitimierte Kinder, deren Vater, so- 
wie nach dem 27. April 1945 unehelich 
geborene Kinder, deren Mutter die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 1 wiedererwirbt, 

sofern sie seit der Eheschließung oder seit der 
Geburt oder Legitimation ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland haben. 

(3) Hat ein Erklärungsberechtigter nach 
dem 27. April 1945 einen Tatbestand erfüllt, 
der den Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zur Folge hat, so erwirbt er die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nur bis zum Zeit- 
punkt der Erfüllung des Verlusttatbestandes. 

(4) Das Erklärungsrecht besteht nicht, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Betroffene die innere oder äußere Sicher- 
heit der Bundesrepublik oder eines deutschen 
Landes gefährdet. 

§ 3 

Hat eine deutsche Staatsangehörige in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis einschließlich 
27. April 1945 mit einem Manne die Ehe ge- 
schlossen, der nach Maßgabe der in § 1 Satz 2 
genannten Bestimmungen deutscher Staatsan- 
gehöriger war, und gehörte sie selbst nicht 
zu diesem Personenkreis, so hat sie die deut- 
sche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 
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27. April 1945 verloren, wenn sie dam Is 
ihren dauernden Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands hatte oder ihn vor dem 1. Mai 
1952 ins Ausland verlegt hat. 

§ 4 

Wer erst nach dem 27. April 1945 aus 
Kriegsgefangenschaft oder Internierung ent- 
lassen worden ist und seinen dauernden Auf- 
enthalt anschließend in Deutschland genom- 
men hat, steht denen gleich, die ihren dau- 
ernden Aufenthalt am 27. April 1945 in 
Deutschland hatten. 

§ 5 

(1) Wer von § 2 Abs. 1 der Verordnung 
vom 3. Juli 1938 erfaßt worden ist, hat die 
deutsche Staatsangehörigkeit nur erworben, 
wenn ihre Verleihung seinem Willen ent- 
spradi. 

(2) Besaß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit am 27. April 1945 noch und hatte er 
damals den Willen, sie beizubehalten, so ist 
er deutscher Staatsangehöriger geblieben, 
wenn er diesen Willen ständig bekundet hat 
und innerhalb der Frist des § 6 erklärt, daß 
er den Fortbestand der deutschen Staatsange- 
hörigkeit gewollt habe. Hat er nach dem 
27. April 1945 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes seinen dauernden Aufenthalt in 
Deutschland aufgegeben, ohne zuvor einen 
Staatsangehörigkeitsausweis oder einen Reise- 
paß als deutscher Staatsangehöriger erhalten 
zu haben, so begründet das Verlassen 
Deutschlands die Vermutung, daß er den 
Fortbestand der deutschen Staatsangehörig- 
keit nidit gewollt hat. Der Antrag auf Wi- 
derruf der Ausbürgerung aus dem österrei- 
chischen Staatsverband gilt als Bekundung 
eines gegenteiligen Willens. 

(3) Wer seine deutsche Staatsangehörigkeit 
von einer Person herieitet, die sie gemäß Ab- 


satz 1 erworben hat und bei Erfüllung des 
Ableitungstatbestandes noch besaß, hat das 
Recht, sie auszuschlagen. Die Ausschlagung 
hat die Wirkung, daß der Ausschlagende 
nicht deutscher Staatsangehöriger geworden 
ist. 

§ 6 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Er- 
klärungen können nur bis zum . . . .(Ablauf 
von 3 Monaten nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes) abgegeben werden. Für die ge- 
mäß § 2 Abs. 2 Erklärungsberechtigten endet 
die Erklärungsfrist erst am .... (Ab- 
lauf von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes). 

(2) Jeder Erklärungsberechtigte ist befugt, 
vor Ablauf der Erklärungsfrist auf sein Er- 
klärungsrecht zu verzichten. 

§ 7 ' 

(1) Für alle nach diesem Gesetz abzugeben- 
den Erklärungen gelten die §§ 14 bis 21 und 
§ 23 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom .... (Bun- 
desgesetzbl. IS... .); für die Ausschlagungs- 
erklärung (§ 5 Abs. 3) gilt außerdem § 22. 
Die gesetzliche Vertretung richtet sich nach 
deutschem bürgerlldien Recht. 

(2) Die Verfahren bis zur Ausstellung der 
Staatsangehörigkeitsurkunde sind gebühren- 
frei. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im 
Lande Berlin. 

§ 9 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Das Bundesverwaltungsgericht (II. Senat) hat 
am 30. Oktober 1954 auf die Anfechtungs- 
klagen zweier über den 27. April 1945 hinaus 
bis heute in Deutschland verbliebener Öster- 
reicher entschieden, daß ihre auf Grund der 
Eingliederung Österreichs erworbene deut- 
sche Staatsangehörigkeit noch fortbestehe, 
„weil es eine allgemeine Regel des Völker- 
redites über den Einfluß von Gebietsverän- 
derungen auf die Staatsangehörigkeit nicht 
gebe“. 

Die Behörden des Bundes und der Länder 
sind bisher von der gegenteiligen Auffassung 
ausgegangen, daß das Völkerrecht an die Wie- 
dererrichtung eines Staates, der für kurze 
Zeit einem anderen Staat eingegliedert ge- 
wesen ist, die Folge des automatisdien Wech- 
sels der Staatsangehörigkeit der gesamten ein- 
gegliedert gewesenen Bevölkerung knüpft. 

Abgesehen davon hat das Bundesverfassungs- 
gericht in einer Entscheidung vom 28. Mai 
1952 (BVerfG E 1/322) festgestellt, daß die 
Beschränkung Deutschlands auf seine Gren- 
zen vom 31. Dezember 1937 der deutschen 
Staatsangehörigkeit der kollektiv eingebür- 
gerten früheren Staatsangehörigen wiederer- 
richteter Staaten nur dann nicht entgegen- 
stehe, wenn sie von ihren Helmatstaaten 
nicht ln Anspruch genommen werden. Öster- 
reich aber hat seine früheren Staatsangehöri- 
gen durch sein Staatsbürgersdiafts-Überlel- 
tungsgesetz in Anspruch genommen, auch 
wenn sie in Deutschland verblieben sind und 
deutsche Staatsangehörige sein wollen. 

Der vorstehende Gesetzentwurf bereinigt die 
Fragen, die aus der Divergenz zwischen den 
beiden Urteilen des Bundesverwaltungsge- 
richts vom 30. Oktober 1954 und der fast 
lOjährigen Praxis der Staatsangehörigkeitsbe- 
hörden entstanden sind. 

Zu § 1 

§ 1 Satz 2 betrifft alle Personen, die am 
27. April 1945 auf Grund der Eingliederung 
Österreichs deutsche Staatsangehörige waren, 
gleichgültig, wo sie damals Ihren dauernden 


Aufenthalt hatten, und gleichgültig, wo sie 
ihn heute haben. Für sie alle gilt der Unter- 
gang der deutschen „Anschluß“ Staatsangehö- 
rigkeit mit Ablauf des 27. April 1945. Ob 
die in Art. 16 Abs. 1 Satz 2 GG enthaltene 
Einschränkung zur Auswirkung kommt, 
hängt davon ab, ob für die Anwendung die- 
ser Verfassungsbestimmung Raum ist. 

Deutsche Staatsangehörige „nach Maßgabe“ 
der beiden Verordnungen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit Im Lande Österreich 
waren am 27. April 1945 nicht nur diejeni- 
gen, die am 13. März 1938 Österreicher ge- 
wesen sind und an diesem Tage die deutsche 
„Anschluß“staatsangehörlgkeit originär er- 
worben haben, sondern auch alle die, die ihre 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung, Ab- 
stammung oder Legitimation von ihnen ab- 
geleitet haben. 

Zu § 2 

Zu A b s. 1 

Der Optionserklärung wird rückwirkende 
Kraft auf den Zeitpunkt des Verlustes der 
deutschen „Anschluß“staatsangehörigkeit bei- 
gelegt. 

Das Optionsrecht wird allerdings beschränkt 
auf diejenigen Österreicher, die schon bei der 
Wiedererrichtung Österreichs ihren dauern- 
den Aufenthalt in Deutschland hatten und 
ihn noch hier haben. 

Österreicher, die nach dem 27. April 1945 in 
Deutschland Aufenthalt genommen haben, 
können nach allgemeinen Grundsätzen einge- 
bürgert werden. Auf diesem Wege lassen sich 
Härten, die der aus dem völkerrechtlichen 
Faktum der Wiedererrichtung Österreichs re- 
sultierende starre Stichtag mit sich bringt, 
ausglelchen. 

Die Ausübung des Optionsrechtes dürfte ge- 
mäß § 9 Abs. 1 Ziff. 1 des österreichischen 
Staatsbürgerschaftsgesetzes den Verlust der 
österreichischen Staatsbürgerschaft zur Folge 
haben, ausgenommen für Ehefrauen, deren 
Ehemann von dem Recht aus § 2 Abs. 1 nicht 
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Gebrauch macht und Österreicher bleibt. 
Denn in Österreich hat das Prinzip der ein- 
heitlichen Staatsangehörigkeit der Ehegatten 
den Vorrang vor dem Grundsatz des Ver- 
lustes der österreichischen Staatsbürgerschaft 
bei Erwerb einer fremden Staatsangehörig- 
keit, so daß der Erwerb einer fremden Staats- 
angehörigkeit durch eine Ehefrau allein ihr 
die österreichische Staatsbürgerschaft nicht 
nimmt. Die Ehefrau nur optieren zu lassen, 
wenn auch ihr Mann optiert, würde gegen 
Art. 3 Abs. 2 GG verstoßen, weil sie selbst 
die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 erfüllt. Da 
es sich aber — von einigen Ausnahmen abge- 
sehen — nur um die Ehen handelt, deren 
beide Partner am 13. März 1938 Österreicher 
gewesen sind und seit dem 27. April 1945 
ihren dauernden Aufenthalt in Deutschland 
haben, und innerhalb dieser Ehen wieder nur 
um die wenigen, in denen der Mann trotz 
dauernden Aufenthaltes in Deutschland 
Österreicher bleiben will, dürfte die Zahl der 
durch die Ausübung des üptlonsrechtes ge- 
mäß § 2 Abs. 1 zu Doppelstaatern werden- 
den Frauen gering sein. 

Zu A b s. 2 

Frauen, die zwischen dem 27. April 1945 und 
dem 1. April 1953 einen Mann geheiratet 
haben, der von dem Optionsrecht Gebrauch 
macht, würden nach deutschem Staatsangehö- 
rigkeitsrecht lediglich davon Kenntnis zu neh- 
men haben, daß sie 'durch die Eheschließung 
deutsche Staatsangehörige geworden sind, ob- 
wohl sie einen Österreicher geheiratet haben. 
Entsprechendes gilt für nach dem 27. April 
1945 geborene Kinder, deren ehelicher Vater 
oder deren uneheliche Mutter optiert, sowie 
für Kinder, die nach dem 27. April 1945 le- 
gitimiert worden sind, wenn ihr Vater op- 
tiert. Es erscheint nicht vertretbar, aber auch 
nicht einmal zweckmäßig, diese Frauen und 
Kinder gegebenenfalls zu Zwangsdeutschen zu 
machen. Sie können ein legitimes Interesse 
daran haben, daß ihre Staatsangehörigkeit 
nicht ohne ihr Zutun und überdies rückwir- 
kend geändert wird. Deshalb wird ihnen ein 
selbständiges Optionsrecht eingeräumt. 

Zu A b s. 3 

Da der Wiedererwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit durch Option zwar mit Rück- 
wirkung auf den 27. April 1945, jedoch erst 
bei Abgabe der Optionserklärung eintritt, 
könnten Zweifel darüber auftauchen, ob die 
zwischenzeitliche Erfüllung eines Verlusttat- 
bestandes (zum Beispiel die Eheschließung 


mit einem Ausländer vor dem 1. April 1953) 
infolge der Option etwa nicht zur Auswir- 
kung kommt. § 2 will aber nur den Zustand 
herstellen, der bestehen würde, wenn die Op- 
tionsmöglichkeit alsbald nach der Ausgliede- 
rung Österreichs eröffnet worden wäre. Des- 
halb muß der Erfüllung eines Verlusttatbe- 
standes zwischen dem 27. April 1945 und der 
Option Verlustwirkung beigemessen werden. 
Dagegen dürfte unzweifelhaft sein, daß ein 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
nach dem 27. April 1945 im Falle der Nicht- 
ausübung des Optionsrechtes unberührt 
bleibt; denn § 1 besagt nur, daß die von ihm 
Betroffenen mit Ablauf des 27. April 1945 
die deutsche Staatsangehörigkeit verloren 
haben, läßt also Raum für jeden späteren 
Wiedererwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit nach Maßgabe des Reichs- und Staatsan- 
gehörigkeitsgesetzes. 

Zu § 3 

Für die Frauen, die als deutsche Staatsangehö- 
rige, aber nicht als „Anschluß“deutsche zwi- 
schen dem 13. März 1938 und dem 27. April 
1945 mit einem „Anschluß“deutschen die Ehe 
geschlossen haben, hat die Eheschließung zu- 
nächst eine Änderung Ihrer Staatsangehörigkeit 
nichtmit sich gebracht. Sie sind aber mit Öster- 
reich durch ihre Eheschließung verbunden 
und Österreich hat sie, weil die Eheschließung 
nach österreichischem Recht die österreichische 
Staatsbürgerschaft vermittelt, durch sein 
Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetz als 
seine Staatsangehörigen In Anspruch genom- 
men. Diese Inanspruchnahme hat nach einer 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes vom 
4. Oktober 1951 (BGHZ 3 S. 178 ff.) den 
Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit je- 
doch nicht zur Folge gehabt, wenn eine solche 
Frau über den 27. April 1945 hinaus ihren 
dauernden Aufenthalt In Deutschland behal- 
ten hat. § 3 sichert diese Rechtsprechung. 

Die Ausnahme ist gerechtfertigt, weil dicje 
Frauen — wie erörtert — ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht aus der Eingliede- 
rung Österreichs herleiten und durch Auf- 
rechterhaltung einer engen räumlichen Bin- 
dung an Deutschland bereits zum Ausdruck 
gebracht haben, daß sie die deutsche Staats- 
angehörigkeit beibehalten wollen. 

Solange es an einer gesetzlichen Bestimmung 
fehlte, wagten die Frauen, die ihre deutsche 
Staatsangehörigkeit behalten wollten, nicht, 
Deutschland zu verlassen. Deshalb sind die 
Staatsangehörigkeitsbehörden nach dem 1. Mai 
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1952 dazu übergegangen, die Aufgabe des 
dauernden Aufenthalts ln Deutschland dann 
nicht als Verlustgrund anzusehen, wenn sie 
nach diesem Zeitpunkt erfolgt ist. Diese Praxis 
wird durch § 3 gesichert. 

Zu § 4 

Kriegsteilnehmer, die nadi ihrer Entlassung 
in Deutschland dauernden Aufenthalt ge- 
nommen und behalten haben, sollen auch 
dann optionsberechtigt sein, wenn sie am 
27. April 1945 nicht in Deutschland gewesen 
stlnd, denn sie haben den Umstand, daß sie 
nodi Kriegsdienst leisteten oder in Kriegsge- 
fangenschaft waren, nicht zu vertreten. 

Zu § 5 
Zu A b s. 1 

Die österreichische Bundesregierung hatte am 
16. August 1933 eine Verordnung erlassen, 
die die Ausbürgerung solcher Personen er- 
möglichte, die „im Ausland offenkundig, auf 
welche Weise immer, österreichfeindliche 
Handlungen unterstützt, gefördert, an der- 
artigen Unternehmungen teilgenommen oder 
sich ohne Ausreisebewilligung In einen Staat 
begeben hatten, für den eine solche vorge- 
schrieben war“. Aus Unterlagen, die erst in 
jüngster Zelt zugänglich geworden sind, ist 
bekannt, daß etwa 12 000 Ausbürgerungen 
erfolgt sein dürften. 

Das Deutsche Reich hat durch § 2 Abs. 1 der 
Verordnung vom 3. Juli 1938 bestimmt, daß 
diese Ausbürgerungsbescheide als nicht erlas- 
sen gelten. 

Der materiellrechtliche Gehalt dieser Bestim- 
mung war nicht nur der, daß die Ausgebür- 
gerten Rechte In Ansprudi nehmen konnten, 
für die der Besitz der österrelchisdien Staats- 
bürgerschaft in der Vergangenheit Voraus- 
setzung war; vielmehr wird Deutschland sich 
entgegenhalten lassen müssen, daß die Fiktion 
der Nichtausbürgerung für diejenigen, die 
zwischen der Ausbürgerung und dem 13. März 
1938 keinen sonstigen Verlusttatbestand des 
österreichischen Staatsangehörigkeitsrechts ge- 
setzt hatten, die Gleidibehandlung mit den 
österreichischen Staatsbürgern des 13. Marz 
1938, also die kollektive Verleihung der deut- 
schen Staatsangehörigkeit, bedeutete. 

An die Reditswirksamkeit dieser Kollektiv- 
einbürgerung müssen dieselben Maßstäbe an- 
gelegt werden, wie sie das Bundesverfassungs- 
geridit an die übrigen Kollektiveinbürgerun- 
gen, die zwischen 1938 und 1945 vorgenom- 


men worden sind, anlegt, d. h. es muß aner- 
kannt werden, daß die von ihr Betroffenen 
am 13, März 1938 deutsche Staatsangehörige 
geworden sind, wenn der einzelne dies ge- 
wollt hat. Eine Inanspruchnahme durch den 
früheren Helmatstaat kommt für die von 
§ 2 Abs. 1 der VO vom 3. Juli 1938 erfaßten 
Personen nicht in Betracht, weil sie von ihm 
ausgebürgert worden waren. Daß das öster- 
reldilsche Staatsbürgerschafts-Überleitungsge- 
setz 1945 ihnen — von Ausnahmen abgese- 
hen — in § 4 die Möglichkeit einräumt, um 
Widerruf der Ausbürgerung nachzusuchen, 
ist nicht eine Inanspruchnahme. 

Man wird davon auseehen können, daß die 
Personen, die aus anderen Gründen als wegen 
einer Verbindung zu Deutschland von Öster- 
reich ausgebürgert worden sind, die Verlei- 
hung der deutschen Staatsangehörigkeit nicht 
gewollt haben. Da nur der damalige Wille 
aussdilaggebend ist, haben sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht erworben. Sollten 
solche Personen nach dem 13. März 1938 sei- 
tens des Deutschen Reiches ausgebürgert wor- 
den sein, so wäre diese Ausbürgerung gegen- 
standslos gewesen. 

Aber auch unter denen, die wegen ihrer Be- 
ziehungen zu Deutschland ausgebürgert wor- 
den sind, kann und dürfte es einzelne gege- 
ben haben, die auf die Verleihung der deut- 
sdien Staatsangehörigkeit keinen Wert leg- 
ten. Auch ihre kollektive Einbürgerung war 
daher rechtsunwirksam. 

Zu A b s. 2 

Die staatsrechtliche Neuordnung, die das Jahr 
1945 mit sich gebracht hat, läßt es erforder- 
lich erscheinen, auch diejenigen nicht an der 
deutschen Staatsangehörigkeit festzuhalten, 
die nur im Zusammenhang mit der Einglie- 
derung Österreichs deutsche Staatsangehörige 
geworden sind. Stellt man aber auf den Indi- 
viduellen Willen ab, dann ist die Auferlegung 
einer Erklärungspflicht an diejenigen, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit beibehalten woll- 
ten, aus Ordnungsgründen unerläßlich. 

Zu A b s. 3 

Die Rechtslage hinsichtlich des Personenkrei- 
ses des § 2 Abs. 1 der VO vom 3. Juli 1938 
ist bis in die jüngste Zeit unterschiedlich be- 
urteilt worden. Es ist daher durchaus mög- 
lich, daß im Einzelfall die Anerkennung als 
deutscher Staatsangehöriger versagt worden 
ist und daß die Betroffenen daher erst jetzt 
erfahren, daß sie deutsche Staatsangehörige 
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sin)d. Insoweit gilt das oben zu § 2 Abs. 2 für 
Ehefrauen und Kinder Gesagte entsprechend. 

Zu § 6 

Zu A b s. 1 

Eine Erklärungsfrist ist unerläßlich, damit 
von einem bestimmten Tage ab feststellbar 
ist, wer trotz der Ausgliederung Österreichs 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Die 
vorgesehene Frist mag als ungewöhnlich kurz 
empfunden werden. Sie ist aber vertretbar, 
weil die weitaus größte Zahl der Erklärungs- 
berechtigten hier lebt und sich längst ent- 
schieden hat. Für die anderen bieten die über 
§ 7 Abs. 1 gegebenen Wiedereinsetzungsmög- 
lichkeiten hinreichenden Schutz. 

Eine Ausnahme erscheint jedoch erforderlich 
für die Optionsberechtigten, deren Options- 
recht davon abhängt, daß derjenige, von dem 
sie ihre Staatsangehörigkeit nach deutschem 
Recht abgeleitet hätten, selbst optiert. 

Zu A b s. 2 

Der einzelne kann ein berechtigtes Interesse 
daran haben, schon jetzt die Rechtsstellung 
in Anspruch nehmen zu können, die er an- 
dernfalls erst nach Fristablauf hätte. 

Zu§ 7 

Zu A b s. 1 

Das (vor der Verkündung stehende) „Gesetz 
zur Regelung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit“, das die Staatsangehörigkeit der zwi- 
schen 1938 und 1945 kollektiv eingebürger- 


ten deutschen Volkszugehörigen bereinigt, 
enthält Verfahrensbestimmungen, die auf die 
nach diesem Gesetz abzugebenden Erklärun- 
gen ohne weiteres übertragbar sind, auch so- 
weit sie dort nur für Ausschlagungserklärun- 
gen gelten. Lediglich § 22 soll nur für die 
Ausschlagungserklärung gemäß § 5 Abs. 3 
dieses Gesetzes Anwendung finden. Abdruck 
der für anwendbar erklärten Bestimmungen 
liegt an. 

Die gesetzliche Vertretung würde sich in einer 
Reihe von Erklärungsfällen nach österreichi- 
schem Recht richten (Art. 19 EGBGB). Abge- 
sehen davon, daß die Prüfung dieser Vorfrage 
im Einzelfall Schwierigkeiten bereiten könnte, 
würde, da nach österreichischem Recht die 
elterliche Gewalt nach dem Tode des Vaters 
nicht auf die Mutter übergeht, sondern es der 
Bestellung eines Vormunds bedarf, und ida 
ihr auch im Falle der Scheidung die gesetz- 
liche Vertretung nicht übertragen werden 
kann, die Erklärungsfrist um dieser Fälle 
willen unvertretbar lang bemessen werden 
müssen. 

Zu A b s. 2 

Angesiclits der Entscheidungen des Bundes- 
verwaltungsgerichts erscheint die Gebühren- 
freiheit aller zur Bereinigung der deutsch- 
österreichischen Staatsangehörigkeitsfragen 
erforderlichen Verwaltungsakte zweckmäßig; 
gegen die Erhebung einer Gebühr für die mit 
der Bereinigung nicht notwendig verbundene 
Ausstellung von Staatsangehörigkeitsurkun- 
den bestehen keine Bedenken. 


Auszug aus dem (vor der Verkündung stehenden) „Gesetz zur Regelung der Fragen der 

Staatsangehörigkeit“ 


§ 14 

Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, steht 
bei Ausübung des Ausschlagungsrechts (§ 5 
Abs. 1), bei Abgabe der Verzichtserklärung 
(§ 5 Abs. 2) und bei Geltendmachung des 
Einbürgerungsanspruchs (§§ 6, 8, 9 Abs. 2, 
11 und 12) einem Volljährigen gleich. 

§ 15 

(1) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat oder wer zwar über 18 Jahre alt, 
jedoch geschäftsunfähig oder aus anderen 


Gründen als wegen Minderjährigkeit in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, wird durch 
seinen gesetzlichen Vertreter ln persönlichen 
Angelegenheiten vertreten, 

(2) Der Vormund eines unehelichen Kindes 
bedarf der Zustimmung der Mutter des Kin- 
des, wenn dieser die Sorge für die Person des 
Kindes zusteht. Das gilt auch, wenn der Vor- 
mund von dem Recht auf Ausschlagung und 
dem Anspruch auf Einbürgerung nicht Ge- 
brauch machen will. Kommt eine Einigung 
zwischen Vormund und Mutter nicht zu- 
stande, so ist der Vormund verpflichtet, eine 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
herbeizuführen. 
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§ 16 

Die Erklärung eines Ehegatten bedarf nicht 
der Zustimmung des anderen Ehegatten. 

§ 17 

(1) Zuständig zur Entgegennahme ider Aus- 
schlagungserklärungen, die nach dem Inkraft- 
treten idieses Gesetzes abgegeben werden (§ 5 
Abs. 1), und der Verzichtserklärungen (§ 5 
Abs. 2) sowie zur Einbürgerung (§§ 6, 8, 9, 
11 und 12) ist die Einbürgerungsbehörde, in 
deren Bereich der Erklärende oder der An- 
tragsteller seinen dauernden Aufenthalt hat. 

(2) Hat der Erklärende oder der Antrag- 
steller seinen dauernden Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands, so ist die Einbürgerungsbehörde 
zuständig, in deren Bereich er zuletzt seinen 
dauernden Aufenthalt gehabt hat. Hatte er 
niemals dauernden Aufenthalt in Deutsch- 
land, so ist idie Einbürgerungsbehörde zustän- 
dig, in deren Bereich sein Vater oder seine 
Mutter dauernden Aufenthalt haben oder zu- 
letzt gehabt haben. 

(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 
die Zuständigkeit einer Behörde außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder 
fehlt es an einer zuständigen Behörde, so ist 
der Bundesminister des Innern zuständig. 

(4) Für einen unter elterlicher Gewalt ste- 
henden Minderjährigen (§ 15 Abs. 1) ist die 
Einbürgerungsbehörde des vertretungsberech- 
tigten Elternteils zuständig. 

(5) Eine Verbindung von Verfahren, die 
bei verschiedenen Behörden anhängig sind, 
ist im gegenseitigen Einvernehmen der betei- 
ligten Behörden zulässig. 

§ 18 

(1) Die Ausschlagungserklärung muß, wenn 
sie nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ab- 
gegeben wird, zu Protokoll einer Behörde 
oder in öffentlich beglaubigter Form abgege- 
ben werden. 

(2) Hat der Ausschlagungsberechtigte seinen 
dauernden Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes, so kann die 
Ausschlagungserklärung zu Protokoll einer 
diplomatischen oder konsularischen Vertre- 
tung oder einer sonstigen Verbindungsstelle 
der Bundesrepublik Deutschland abgegeben 
oder von einer dieser Dienststellen beglaubigt 
werden. 

(3) Steht dem Ausschlagungsberechtigten 
keine der in Absatz 1 oder Absatz 2 genann- 


ten Möglichkeiten zur Verfügung, so genügt 
einfache Schriftform unter der Voraussetzung, 
daß in anderer Weise nachgewiesen wird, daß 
die Unterschrift von dem Träger des Unter- 
zeichneten Namens herrührt. 

§ 19 

(1) Wer ohne sein Verschulden außerstande 
war, die Ausschlagungsfrist einzuhalten, kann 
die Ausschlagungserklärung noch bis zum Ab- 
lauf von sechs Monaten nach Fortfall des Hin- 
dernisses abgeben. 

(2) Als unverschuldetes Hindernis gilt auch 
der Umstand, daß der Ausschlagungsberech- 
tigte seinen dauernden Aufenthalt ln der so- 
wjetisch besetzten Zone Deutschlands, dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin oder 
in einem der fremd verwalteten deutschen 
Gebiete hat. 

§ 20 

Die Ausschlagungsfrist ist auch gewahrt, 
wenn die Aussdilagungserklärung innerhalb 
der Frist bei einer örtlich oder sadillch unzu- 
ständigen Behörde im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder bei einer diplomatischen oder 
konsularischen Vertretung oder einer sonsti- 
gen Verbindungsstelle der Bundesrepublik 
Deutschland eingegangen Ist. 

§ 21 

Ist ein Ausschlagungsberechtigter vor Ab- 
lauf der Ausschlagungsfrist verstorben, ohne 
daß er von dem Ausschlagungsrecht Gebrauch 
gemacht oder darauf verzichtet hat, so ist 
jeder Verwandte auf- und absteigender Linie 
sowie der überlebende Ehegatte bei Glaub- 
haftmachung eines rechtlichen Interesses bis 
zum Ablauf der Ausschlagungsfrist befugt, 
eine Ermächtigung des zuständigen Nachlaß- 
gerichtes zu beantragen, für den Verstorbe- 
nen das Ausschlagungsrecht auszuüben oder 
darauf zu verzichten. Das Gericht muß vor 
Entscheidung über den Antrag allen Antrags- 
berechtigten Gelegenheit zur Äußerung ge- 
ben, soweit nicht zwingende Gründe entge- 
genstehen. Auf das Verfahren finden die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 (Reidisgesetzbl. S. 189) Anwen- 
dung. 

§ 22 

Wer von seinem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch gemacht hat, erhält eine Urkunde des 
Inhalts, daß er die deutsche Staatsan^ehörig- 
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keit durch die in § 1 Abs. 1 bezeichnete Ver- 
leihung oder durch Ableatung von einer so 
verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit 
nicht erworben hat. Nur durch diese Aus- 
schlagungsurkunde kann der Nachweis des 
Nichterwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit erbracht werden. 

§ 23 

(1) Die Ausschlagungserklärung und die 
Verzichtserkrärung können wegen Irrtums 
über den Inhalt der Erklärung sowie wegen 
Zwangs oder Drohung angefochten werden. 


(2) Die Anfechtung erfolgt durch Erklä- 
rung gegenüber der nach § 17 zuständigen 
Behörde. Die Anfechtun^serkrärung ist zu 
Protokoll der Behörde oder in Öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben. 

(3) Die Anfechtungsfrist beträgt einen Mo- 
nat und beginnt mit der Kenntnis des Irr- 
tums oder mit der Beendigung der Zwangs- 
lage, frühestens jedoch mit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes, Sie endet spätestens sechs 
Monate nach Zustellung der Ausschlagungs- 
urkunde. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Gesetzesüberschrift wird wie fokt ge- 
ändert: 

„Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit“ 

Begründung 

Eine neutrale Fassung der Überschrift wird 
für tunlich erachtet. 

2. Zur Präambel 

In der Präambel werden die Worte „ge- 
genstandslos geworden“ ersetzt durch die 
Worte „außer Kraft getreten“. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

3. Zu § 1 

Satz 2 wird eingangs wie folgt neu gefaßt: 
„Wer auf Grund der Verordnung vom 
3. Juli 1938 oder des Artikels 1 der Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1939 . . . .“ 

Begründung 

Eine Aufstellung einzelner Tatbestände 
der angeführten Verordnungen erscheint 
entbehrlich. 

Soweit durch die allgemeine Fassung der 
Personenkreis des § 2 ider Verordnung von 
1938 erfaßt wird, erfolgt die Sonderrege- 
lung in § 5 ides Gesetzentwurfs. 


4. Zu § 2 

a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Wer die deutsdie Staatsangehö- 
rigkeit nach § 1 verloren und seinen 
dauernden Aufenthalt seit dem 27. April 
1945 im Gebiet des Deutschen Reidies 
nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 (Deutschland) hat, ist berechtigt, 
sie durch Erklärung mit Rückwirkung 
auf den Zeitpunkt ihres Verlustes wie- 
der zu erwerben.“ 

Begründung 

Der Nachweis des Willens eines Betrof- 
fenen könnte nur in den seltensten Fäl- 
len rückwirkend erbracht werden. Im 
Interesse einer zweckentsprechenden 
Handhabung des Gesetzes in der Praxis 
erscheint es daher tunlich, von einer 
solchen Forderung abzusehen. Auch das 
erste Gesetz zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit hat davon ab- 
gesehen, es auf einen entgegenstehen- 
den Willen des Betroffenen abzustellen. 

b) Der neu gefaßte Abs. 1 wird noch durch 
folgenden Satz ergänzt: 

„DieErkrärung gilt als abgegeben, wenn 
die deutsche Staatsangehörigkeit des Be- 
troffenen vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes durch verwältungsgerichtliche 
Entscheidung rechtskräftig festgestellt 
oder durch rechtskräftige verwaltungs- 
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gerichtliche Entscheidung über üie Er- 
teilung eines Staatsangehörigkeitsaus- 
weises oder eines Heimatscheines aner- 
kannt worden ist.“ 

Begründung 

Es muß der Eindruck vermieden wer- 
den, als ob das Gesetz beabsichtige, 
rechtskräftige Entscheidungen nachträg- 
lich außer Kraft zu setzen. 

5. Zu § 3 

Hinter dem Wort „verloren“ wird das 
Komma durch einen Punkt ersetzt, der 
Rest des Satzes gestrichen und folgender 
neuer Satz angefügt: 

„Sie ist berechtigt, die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch Erklärung wieder zu er- 
werben.“ 

Begründung 

Es erscheint aus staatspolitischen Gründen 
angebracht, ehemaligen deutschen Staatsan- 
gehörigen, idie unter den Voraussetzungen 
des § 3 die deutsche Staatsangehörigkeit 
verloren haben, ein Optionsrecht zu ge- 
währen. 

6. Zu § 5 

a) Abs. 1 wird gestrichen; der bisherige 
Abs. 2 wird Abs. 1 und wie folgt neu 
gefaßt: 

„(1) Wer von § 2 Abs. 1 der Ver- 
ordnung vom 3. Juli 1938 erfaßt wor- 
den ist, ist auch nach dem 27. April 
1945 deutscher Staatsangehöriger ge- 
blieben, wenn er innerhalb der Frist 
des § 6 erklärt, daß er den Fortbestand 
der deutschen Staatsangehörigkeit ge- 
wollt habe. § 2 Abs. 4 findet entspre- 
chende Anwendung.“ 

Begrün d u n g 

Eine Sonderregelung für den Personen- 
kreis nach % 2 Abs. 1 der Verordnung 
vom 3. Juli 1938 hinsichtlich des Er- 
werbs der Staatsangehörigkeit erscheint 
nicht erforderlich. Dagegen ist mit 
Rücksicht darauf, daß diese Personen 
bei Einibeziehung in § 1 des Entwurfs 
unter Umständen staatenlos würden, 
eine Sonderregelung insoweit geboten. 
Im übrigen dürfte es für die Praxis der 
Verwaltungsbehörden schwierig sein, 
festzustellen, ob es ln den im Entwurf 
2:enannten Zeiträumen dem Willen des 
Betroffenen entsprach, die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu besitzen. 


b) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 
„(3) Wer seine deutsche Staatsange- 
hörigkeit von einer Person herleitet, die 
sie gemäß Absatz 1 beibehalten hat, 
kann sie ausschlagen.“ 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Neu- 
fassung des Abs. 1. 

7. Zu § 6 

a) Die in den Klammerhinweisen vorge- 
sehenen Zeiträume werden auf 6 bzw. 
9 Monate ausgedehnt. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Frist- 
setzung erscheint für die praktische 
Handhabung des Gesetzes zu kurz. 

b) In Abs. 1 Satz 2 werden nach den Wor- 
ten „§ 2 Abs. 2“ die Worte „und § 5 
Abs. 3“ eingefügt. 

Begründung 

Auch in den Fällen des § 5 Abs. 3 ist 
eine sechsmonatige Erklärungsfrist vor- 
zusehen, da auch hier die abzugebende 
Erklärung von der Erklärung eines an- 
deren (§ 5 Abs. 2) abhängt. 

c) In Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„In den Fällen des § 4 endet die Frist 
zur Abgabe der Erklärungen nicht vor 
dem Ablauf von sechs Monaten nach 
der Aufenthaltsnahme in Deutschland.“ 

Begründung 

Notwendige Ergänzung mit Rücksicht 
auf die in § 4 erwähnten Kriegsgefan- 
genen und Internierten. 

8. Zu § 7 

a) In Abs. 1 am Ende des ersten Halb- 
satzes wird das Wort „entsprechend“ 
eingefügt. 

B e g r ü n id u n g 

Es handelt sich nicht um eine unmittel- 
bare Übertragung. 

b) Es ist folgender neuer Abs. 1 a einzu- 
fügen: 

„(1 a) Wer auf Grund dieses Gesetzes 
die deutsche Staatsangehörigkeit wieder 
erworben oder beibehalten hat, erhält 
darüber eine Urkunde.“ 
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Begründung 

Es erscheint notwendig, das Verfahren 
zur Vermeidung von Rechtsunklar- 
heiten durch Ausstellung einer Urkunde 
abzuschließen. 

c) In Abs. 2 werden die Worte „bis zur 
Ausstellung der Staatsangehörigkeits- 


urkunde“ durch die Worte „einschließ- 
lich der Ausstellung der Urkunde“ er- 
setzt. 


Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1 . 

Folgenden Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates kann nicht zugestimmt werden: 

1. Änderungsvorschlag Nr. 3 in Verbindung 
mit den Änderungsvorschlägen Nr, 6 a und b 

§ 5 des Entwurfs betrifft nicht Personen, die 
am 13. März 1938 die österreichische Staats- 
angehörigkeit besaßen, sondern Personen, die 
damals staatenlos waren, weil Österreich sie 
ausgebürgert hatte. Dieser Personenkreis 
wurde durch die Übernahme der Souveräni- 
tät über das Gebiet Österreichs und die damit 
verbundene Verleihung der deutschen Staats- 
angehörigkeit nicht betroffen; seine kollek- 
tive Einbürgerung erfolgte vielmehr lediglich 
gelegentlich der Eingliederung Österreichs. 
Dabei ist der Wille des einzelnen unberück- 
sichtigt geblieben, obwohl es sich nur zu 
einem Teil um Personen handelte, die wegen 
ihrer engen Beziehungen zu Deutschland aus- 
gebürgert worden waren und ihren Aufent- 
halt in Deutschland genommen hatten, wäh- 
rend die übrigen nach dritten Staaten abge- 
wandert waren, weil für ihre politische Über- 
zeugung, die ihre Ausbürgerung veranlaßt 
hatte, auch in Deutschland kein Raum war. 
Letztere dürften überwiegend die Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit nicht ge- 
wollt und ein berechtigtes Interesse haben, 
auch von 1938 bis 1945 nicht deutsche Staats- 
angehörige gewesen zu sein. Deshalb wird 
der Änderungsvorschlag des Bundesrates, der 
den Willen dieser Zwangseingebürgerten erst 
mit Wirkung auf den 27. April 1945 und 
nur hinsichtlich des Verlustes der ihnen gegen 
ihren Willen verliehenen deutschen Staats- 


angehörigkeit berücksichtigt, der Sach- und 
Rechtslage nicht gerecht. 

Da der Personenkreis des § 2 Abs. 1 der 
VO vom 3. Juli 1938 vom Verlust der deut- 
schen Staatsangehörigkeit am 27. April 1945 
nicht betroffen werden soll, darf er durch § 1 
des Entwurfs nicht erfaßt werden. Aus diesem 
Grunde ist die Aufzählung der §§1,3 und 4 
der VO vom 3. Juli 1938 in § 1 des Entwurfs 
unerläßlich. 

2. Änderungsvorschlag Nr. 4 b 

Gegen diese vom Bundesrat zusätzlich vorge- 
schlagene Bestimmung bestehen rechtliche Be- 
denken. Wer vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Feststellung des Besitzes der 
deutschen Staatsangehörigkeit oder auf Er- 
teilung eines Staatsangehörigkeitsausweises ge- 
klagt hat, konnte nicht damit rechnen, daß 
seiner Klage im Falle eines obsiegenden Urteils 
durch den Gesetzgeber einmal die Bedeutung 
einer auf den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit gerichteten Erklärung beige- 
messen und dadurch der Verlust der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft herbeigeführt 
werden würde. Nach österreichischem Recht 
bringt der Erwerb einer fremden Staatsange- 
hörigkeit, unter welchen Umständen er auch 
immer erfolgen mag, den Verlust der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft mit sich. 

3. Änderungsvorschlag Nr. 5 

Soweit der Bundes rat vorschlägt, alle Frauen, 
die während der Zugehörigkeit Österreichs 
zum Deutschen Reich als Reichsdeutsche einen 
„Anschluß“deutschen geheiratet haben, der 
deutschen Staatsangehörigkeit mit Wirkung 
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vom 27. April 1945 für verlustig zu erklären, 
weidit er ohne zwingenden Grund von der 
Praxis der Staatsangehörigkeitsbehörden ab, 
die nach Maßgabe einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes diejenigen dieser Frauen 
als deutsche Staatsangehörige anerkennen, idie 
ihren dauernden Aufenthalt über den 27. April 
1945 hinaus bis mindestens Anfang 1952 in 
Deutschland behalten haben. 

Andererseits will der Bundesrat auch den frü- 
heren deutschen Frauen einen Anspruch auf 
rückwirkenden Wiedererwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit einräumen, die seit Jah- 
ren als Ehefrauen oder frühere Ehefrauen 
österreichischer Staatsbürger in Österreich 
oder in dritten Staaten ansässig sind. Diese 
Ausdehnung des Optionsrechtes erscheint 
nicht vertretbar. 

II. 

Im übrigen wird den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates zugestimmt, jedoch aus redak- 
tionellen Gründen zu Nr. 4 a mit ider Maß- 
gabe, daß Absatz 1 des ^ 2 wie folgt lauten 
soll: 

„Wer die deutsche Staatsangehörigkeit nach 
Maßgabe des § 1 verloren hat, hat das Recht, 
sie durch Erklärung mit Rückwirkung auf 


den Zeitpunkt ihres Verlustes wiederzuerwer- 
ben, wenn er seinen dauernden Aufenthalt 
seit dem 27. April 1945 im Gebiet des Deut- 
schen Reiches nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 (Deutschland) hat.“ 

IIL 

Zur Begründung ibetreffend § 2 Abs. 1 des 
Entwurfs wird folgendes bemerkt: Nach einer 
Auskunft des österreichischen Bundesministe- 
riums für Inneres ist zwischenzeitlich eine 
Änderung eingetreten. Die österreichischen 
Staatsangehörigkeitsbehörden legen seit kur- 
zer Zeit das Staatsbürgerschaftsgesetz dahin 
aus, daß der Erwerb einer fremden Staats- 
angehörigkeit für eine Ehefrau den Verlust 
der österreichischen Staatsbürgerschaft auch 
dann mit sich bringt, wenn der Ehemann die 
österreichische Staatsangehörigkeit beibehält. 
Im übrigen werden in der Begründung die 
wiederholt vorkommenden Worte „Wieder- 
errichtung“ und „Ausgliederung" durch das 
Wort „Wiederherstellung“ und in der Be- 
gründung zu § 7 Abs. 2 die Worte „zur Be- 
reinigung ider deutsch-österreichischen Staats- 
angehörigkeitsfragen“ durch die Worte „auf 
Grund dieses Gesetzes“ ersetzt; außerdem 
wird In Abs. 3 Satz 2 der Einleitung der Be- 
gründung das Wort „früheren“ gestrichen. 
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